
Die meisten der nicht gewinnori-
entierten Unternehmen in Öster-
reich, wo 28 % aller Österreicher 
ehrenamtlich arbeiten, sind frei-
willige Feuerwehren oder nicht ge-
winnorientierte Rettungsorganisa-
tionen. Bislang galten Leistungen 
nicht gewinnorientierter Organisa-
tionen vergaberechtlich als nicht 
prioritäre Dienstleistungen. Diese 
werden mit dem geplanten Bun-
desvergabegesetz abgeschafft. 
An die Stelle treten Ausnahmere-
gelungen, die etwa qualifizierte 
Krankentransporte weiterhin vom 
Vergaberecht ausnehmen. Wir ge-
ben einen Überblick.

Neue Ausnahmen
Ausdrücklich ausgenommen von 
der Anwendung des Vergaberechts 
werden Dienstleistungen, die von 
nicht gewinnorientierten Organi-
sationen im Tätigkeitsbereich Feu-
erwehr und Rettungsdienste sowie 
beim Einsatz von Krankenwagen 
erbracht werden, nicht ausgenom-
men wird jedoch der „Einsatz von 
Krankenwagen zur Patientenbe-
förderung“.

Vergaberecht
Neue Regeln für NPOs

Nicht prioritäre Dienstleistungen werden mit dem geplanten Bundesvergabegesetz 
abgeschafft. Dafür kommen neue Ausnahmen im Vergaberecht, Sonderregelungen 

für soziale Dienstleistungen und die Möglichkeit, besondere Dienstleistungen 
partizipatorischen Organisationen vorzubehalten.
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Wichtig ist daher die diesbezüg-
liche Abgrenzung. Gemäß den 
Erläuterungen zur Regierungs-
vorlage umfasst der „Einsatz von 
Krankenwagen“ zeitkritische 
Rettungsleistungen (z.B. den 
Transport Schwerverletzter nach 
Unfällen) und den Transport von 
Personen, die durchgehend sa-
nitätsdienstlicher oder ärztlicher 
Betreuung bedürfen oder aus ge-
sundheitlichen Gründen nur in 
qualifizierter Weise (z.B. liegend 
oder im Krankensessel) transpor-
tiert werden können. Andernfalls 
liegen reine Krankentransporte 
vor, die als „Landtransportdienst-
leistungen“ dem Vollanwendungs-
bereich des BVergG unterliegen.

Besondere Dienstleistungen
Der sanitätstechnisch qualifizierte 
Einsatz von Krankenwagen durch 
gewinnorientierte Unternehmen 
ist nicht vom Vergaberecht aus-
genommen. In diesem Fall liegen 
aber „besondere Dienstleistun-

gen“ vor. Auf diese findet das 
Vergaberecht nur eingeschränkt 
Anwendung und eine EU-weite 
Ausschreibung ist erst ab einem 
Auftragswert von 750.000 Euro ge-
boten.

Partizipatorische Organisationen
Eine Sonderregelung ist für soge-
nannte „partizipatorische Orga-
nisationen“ geplant. Partizipa-
torisch sind Organisationen, die 
kumulativ folgende Voraussetzun-
gen erfüllen: (i) ihr Ziel muss die 
Erfüllung einer Gemeinwohlauf-
gabe sein; (ii) Gewinne müssen 
reinvestiert werden, um das Or-
ganisationsziel zu erreichen oder 
nach partizipatorischen Grund-
sätzen ausgeschüttet werden; und 
(iii) die Management- und Eigen-
tümerstruktur muss auf der Ei-
genverantwortung der Arbeitneh-
mer oder auf partizipatorischen 
Grundsätzen beruhen.  Die Verga-
be bestimmter besonderer Dienst-
leistungen (inklusive des Einsatzes 

von Krankenwagen) kann partizi-
patorischen Organisationen vor-
behalten werden. Allerdings darf 
die Laufzeit so vergebener Verträ-
ge drei Jahre nicht überschreiten. 
Ein so beauftragter Bieter darf vom 
selben öffentlichen Auftraggeber 
in den letzten drei Jahren keinen 
Auftrag über die gleichen Leistun-
gen erhalten haben. Zulässig sind 
laut den Erläuterungen zur Regie-
rungsvorlage aber unmittelbar – 
nach einer „gedanklichen Sekun-
de“ – aneinander anschließende 
Dreijahresverträge, weil die letzte 
Vergabe dann schon drei Jahre 
plus eine Sekunde zurückliegt. Es 
werden aber alle Leistungen, die 
partizipatorischen Organisatio-
nen vorbehalten bleiben sollen, 
alle drei Jahre gemeinsam auszu-
schreiben sein, um die Teilnahme 
aller zu ermöglichen.

Gemeinsame Vergabe
Wesentliche Befürchtung der 
Rettungsorganisationen war im 

Vorfeld, dass durch die unter-
schiedliche Klassifizierung das be-
währte Verbundsystem, bei dem 
Synergien zwischen dem Betrieb 
des Rettungsdienstes und des blo-
ßen Patiententransports genutzt 

werden, zerschlagen wird. Dieser 
Schluss ist jedoch nicht zwingend: 
dem öffentlichen Auftraggeber 
steht es frei, beide Dienstleistun-
gen in Kombination auszuschrei-
ben, um derartige Synergien nutz-
bar zu machen.
Das neue System birgt einige 
Komplexität und Abgrenzungs-
schwierigkeiten, schafft aber auch 
Räume für die Beauftragung nicht 
gewinnorientierter Freiwilligen-
organisationen. Ob es sich in der 
Praxis bewährt, bleibt abzuwar-
ten.
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